Integrationsnachweise für den Antrag auf Niederlassungsbewilligung
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1) Vollständige und aktuelle Aktenlage jeder einzelnen Familie, das heißt, jedes einzelnen Familienmitgliedes in Kopie (alle Ansuchen, Bescheide, Berufungen, e.t.c.).

Familien mit Rechtsanwalt: Bitte den Anwalt ersuchen um Ausfolgung eventuell nicht persönlich erhaltener Schriftstücke!
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2) Dokumente, die die positive Integration in Österreich beschreiben:

a) Unterstützungserklärung des Arbeitgebers, falls einer vorhanden (Stellung des Arbeitnehmers in der Firma, mögliche Auswirkungen auf die Firma bei Ausweisung des Arbeitnehmers, e.t.c.), oder:
Anstellungszusage oder Zusicherung eines Ausbildungsplatzes bei positivem Abschluß des Asylverfahrens oder Aufenthalts/Niederlassungsbewilligung.

Vorhandene Arbeitsbewilligungen beilegen!!!

b) Unterstützungserklärungen von Gemeinden wie: Gemeinderatsbeschlüsse über den gewünschten Verbleib der Familie im Ort, Unterstützerbriefe der Bürgermeister.

c) Unterstützungserklärungen örtlicher Unterstützer: Nachbarn, BetreuerInnen, bei Kindern: Schule (DirektorInnen, LehrerInnen, MitschülerInnen), Kindergarten.

Pfarrgemeinden und Ortspfarrer

Bestätigungen über ehrenamtliche Tätigkeiten bzw. Unterstützungserklärungen von Vereinen wie freiwillige Feuerwehr, Sport- und Kulturvereine, Betreuungstätigkeiten, e.t.c.
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d) Eventuell vorliegende Bestätigungen über bereits absolvierte freiwillige Deutschkurse (auch, wenn diese offiziell nicht anerkannt werden).
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e) Freiwillige Erfüllung der Integrationsvereinbarung durch Anmeldung bei einem zertifizierten Kursinstitut (z.B. VHS, BFI, WIFI). Die Liste der berechtigten Kursinstitute kann unter der Internetadresse www.integrationsfonds.at heruntergeladen werden. Hier findet man auch alle anderen Unterlagen zur Integrationsvereinbarung als Download.

Es genügt vorerst eine Anmeldebestätigung bzw. Vormerkung zu einem Kurs.

Für Kinder gilt: 5 Jahre Pflichtschule mit positivem Abschluss in Deutsch.
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f) Nachweis besonders berücksichtigungswürdiger Gründe wie:

· Gesundheitliche Probleme eines oder mehrerer Familienmitglieder (ärztliche Atteste!), keine adäquaten Behandlungsmöglichkeiten im Herkunftsland

· Keine Angehörigen, keine Überlebensmöglichkeiten mehr im Herkunftsland

· Nicht mehr vorhandene Sprachkenntnisse der Kinder.

· Abbruch bereits begonnener Ausbildungen mit Aussicht auf Abschluss

[image: image6]
g) Persönliche Dokumente:

· Geburtsurkunde

· Heiratsurkunde

· Meldezettel

· Mietvertrag

· Führerschein (ev. Staplerschein)

· E – Card

· Personalausweis

· Ev. Reisepass (wenn vorhanden)

· Schulzeugnisse der Kinder
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3) Momentan gilt:

Kein Ein- oder Vorgreifen bei laufenden Verfahren, das heißt, ein Asylantrag ist gestellt, aber noch kein Bescheid ergangen. Das Gleiche gilt für noch laufende Berufungsverfahren nach einem negativen Bescheid.

Nach Erhalt eines negativen Bescheides muss binnen 14 Tagen der Antrag auf humanitären Aufenthalt gestellt werden bei der zuständigen BH (in den Statutarstädten LINZ, WELS und STEYR ist dafür die Niederlassungsbehörde des jeweiligen Magistrates zuständig)!

Durch Nachfragen in angemessener Zeit überprüfen, ob der Antrag auch wirklich ans Innenministerium weitergeleitet wurde!

Besonders darauf achten, dass kein behördliches Aufenthaltsverbot verfügt wird (kann ebenso schon mit negativem Asylbescheid erfolgen, muss sofort beeinsprucht werden). Ein Aufenthaltsverbot schließt für 5 Jahre einen Antrag auf humanitären Aufenthalt aus!

Grundsätzlich gilt: Ein bewilligter humanitärer Aufenthalt gilt immer nur für 12 Monate, vor Ablauf dieses Jahres muss ein Antrag auf Verlängerung gestellt werden. 

